Lösungen zur Übungsklausur Grundbuchrechts

1. Antrag (§ 13 GBO)

Der Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs wurde von den ausscheidenden Miterben Anna und Karl Bauer als unmittelbar Betroffene ordnungsgemäß gestellt (§ 13 Abs. 1 Satz 2 GBO).

2. Berichtigungsbewilligung (§ 19 GBO)

a) Erklärung

Die Berichtigungsbewilligung wurde nicht ausdrücklich abgegeben. Sie liegt jedoch konkludent in der Antragstellung der unmittelbar Betroffenen, d.h. der ausscheidenden Miterben. 

b) Grundbuchunrichtigkeit ?

Ist eine Erbengemeinschaft als Grundstückseigentümerin im Grundbuch eingetragen und besteht unter den Miterben Einvernehmen darüber, dass ein Miterbe Alleineigentümer des Grundstücks werden soll, bestehen folgende Möglichkeiten: Die Erbengemeinschaft könnte das Grundstück in notariell beurkundeter Form an den Miterben auflassen (§§ 873, 925 BGB; §§ 20, 29 GBO), der dann durch konstitutive Grundbucheintragung Alleineigentümer würde. Das gleiche Ziel könnte erreicht werden durch Übertragung der Erbanteile auf einen Miterben in notariell beurkundeter Form (§§ 2033, 2371 BGB); dadurch würde der eine Miterbe außerhalb des Grundbuchs Alleineigentümer werden und das Grundbuch würde nach Vorlage der notariellen Urkunde als Unrichtigkeitsnachweis (§§ 22 Abs. 1, 29 Abs. 1 GBO) berichtigt werden. Beide Alternativen setzen jedoch ein notariell beurkundetes Rechtsgeschäft voraus. Bestritten ist die Frage, ob Miterben auch mündlich aus der Erbengemeinschaft ausscheiden können. Dies wird bejaht, weil der Schutzzweck der Formvorschriften (= §§ 2033, 2371 BGB) nicht zutreffe, denn der bzw. die verbliebenen Miterben hafteten den Nachlassgläubigern gegenüber bereits gemäß §§ 2058 ff BGB und die Nachlassgläubiger und die Eigengläubiger der Erben träfen auf keine wesentlich anderen Schwierigkeiten als nach jeder Erbauseinandersetzung (BGH NJW 2005,284; 1998,1557). Der Erbanteil der ausscheidenden Miterben würde dem verbleibenden Erben analog § 738 BGB kraft Gesetzes anwachsen. Soweit Verbindlichkeiten zum Nachlass gehören, wachsen diese entsprechend § 738 BGB ebenfalls dem alleinigen verbleibenden Erben an. Dies hat noch nicht das Ausscheiden des „abgeschichteten“ Miterben aus der Haftung im Außenverhältnis zur Folge; hierzu bedarf es rechtsgeschäftlicher Vereinbarungen. Die Grundbucheintragung danach wäre Grundbuchberichtigung. 

Der Meinung von der formfreien Möglichkeit des Ausscheidens aus einer Erbengemeinschaft wird jedoch widersprochen, da die gezogene Parallele zur Gesellschaft bürgerlichen Rechts ungeeignet sei, denn das Erbrecht habe mit § 2033 BGB anders als das Schuldrecht bei der GbR eine Grundsatzentscheidung über die Formgebundenheit bei Erbteilsverfügungen getroffen (Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, Rdn. 976 a - d; Meikel/Böttcher § 22 GBO Rdn. 38; Spanke NotBZ 2004,76,77; Eberl-Borges MittRhNotK 1998,242; Reimann MittBayNot 1998,190; Keim RNotZ 2003,375,386; Rieger DNotZ 1999,64).. Danach kann nur in notariell beurkundeter Form ein Erbanteil übertragen werden; diese Form müsse dann auch gewahrt werden beim Ausscheiden aus der Erbengemeinschaft. Als Verfügungsgeschäft über den Miterbenanteil bedarf das Einvernehmen aller Erben über das Ausscheiden eines Miterben aus der Erbengemeinschaft der notariellen Beurkundung (§ 2033 Abs. 1 Satz 1 BGB); gleiches gilt für das schuldrechtliche Verpflichtungsgeschäft dazu (§§ 2371, 2385 BGB). Wer sich der letztgenannten Auffassung anschließt, muss zu dem Ergebnis kommen, dass das mündliche Ausscheiden von Michaela Bauer aus der Erbengemeinschaft formunwirksam und das Grundbuch deshalb nicht unrichtig ist. Der Eintragungsantrag wäre deshalb schon aus diesem Grund zurückzuweisen (§ 18 GBO).  

c) Bewilligungsberechtigung

Bewilligungsberechtigt ist derjenige, dessen grundbuchmäßiges (im Grundbuch eingetragenes) Recht von der Berichtigung rechtlich betroffen wird, somit nur der sog. Buchbetroffene. Der grundbuchmäßig Begünstigte muss keine Bewilligung abgeben. Nach Schöner/Stöber (Grundbuchrecht, Rdn. 976 e) werden alle Miterben von dem Ausscheiden eines Miterben betroffen und müssen deshalb die Grundbuchberichtigung bewilligen. Die übrigen (verbleibenden) Miterben sind jedoch richtigerweise als rechtlich begünstigt durch das Ausscheiden anderer Miterben anzusehen. Und ein Begünstigter muss gerade keine Bewilligung, auch keine Berichtigungsbewilligung, abgeben. Die Meinung, die beim Ausscheiden eines Miterben aus einer Erbengemeinschaft alle Erben als Betroffene die Bewilligung abgeben lassen will, vermischt das materielle und formelle Grundstücksrecht. Materiell bedarf es für das Ausscheiden eines Miterben aus der Erbengemeinschaft unstrittig das Einvernehmen aller Erben, aber formell ist für die Grundbuchberichtigung nur die Berichtigungsbewilligung des grundbuchmäßig Betroffenen (= Ausscheidender) erforderlich (Meikel/Böttcher § 22 GBO Rdn. 38). Die übrigen (verbleibenden) Miterben sind die grundbuchmäßig Begünstigten und müssen keine Berichtigungsbewilligung abgeben nach § 19 GBO.

3. Zustimmung von Michaela Bauer nach § 22 Abs. 2 GBO ?

Nach § 22 Abs. 2 GBO darf die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers auf Grund Berichtigungsbewilligung nur mit Zustimmung des Eigentümers erfolgen. Bei § 22 Abs. 2 GBO muss es sich aber um eine Berichtigung handeln, bei der jemand neu als Eigentümer einzutragen ist; dann muss dieser zustimmen.  Die Vorschrift gilt dagegen nicht für den bereits als Eigentümer Eingetragenen, der kein neues oder anders geartetes Eigentum hinzu erwirbt, z.B. bei einer Berichtigung auf Grund Anwachsung eines Gesamthandanteils; es ist nämlich nur die Zustimmung eines nicht eingetragenen Eigentümers erforderlich. Wird im Falle des Ausscheidens von Miterben aus einer Erbengemeinschaft das Grundbuch mittels Berichtigungsbewilligung der Betroffenen berichtigt (§ 19 GBO), bedarf es somit nicht der Zustimmung des verbleibenden Erben nach § 22 Abs. 2 GBO.

4. Form 

Da der ausdrückliche Antrag (§ 13 GBO) die stillschweigende Bewilligung der Betroffenen enthält (§ 19 GBO), liegt ein sog. gemischter Antrag vor, der der öffentlichen Beglaubigung bedarf (§§ 30, 29 GBO). Die Form ist gewahrt.

5. Voreintragung (§ 39 Abs. 1 GBO)

Die ausscheidenden Miterben sind als Betroffene im GB voreingetragen.

6. Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts (§ 22 GrEStG)

Sie ist auch bei berichtigenden Grundbucheintragungen dem Grundbuchamt vorzulegen (Meikel/Böttcher § 22 GBO Rdn. 144 f). Diese fehlt. Hierbei handelt es sich um einen Zwischenverfügungsgrund (§ 18 GBO).

Gesamtergebnis:

Wer die Meinung vertritt, dass ein Ausscheiden aus einer Erbengemeinschaft nur in notariell beurkundeter Form möglich ist, kommt zur Zurückweisung des Berichtigungsantrags  mangels Grundbuchunrichtigkeit.

Wer das mündliche Ausscheiden aus einer Erbengemeinschaft zulässt, muss mittels Zwischenverfügung nur die fehlende Unbedenklichkeitsbescheinigung  des Finanzamtes beanstanden. 

